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erkehrsexperten haben in
einem offenen Brief an die
Bundesregierung eine

Temporeduktion auf Österreichs
Straßen gefordert. Für ein Limit
von 30 Stundenkilometern im
Ortsgebiet, 80 km/h auf Freiland-
straßen sowie 100 km/h auf Auto-
bahnen gebe es „gute wissen-
schaftliche Gründe“. Das Ver-
kehrsministerium bleibt jedoch
bei seinem Nein für niedrigere
Tempolimits – weil es im Natio-
nalrat keine Mehrheit dafür gebe,
hieß es gegenüber der APA.

Zustimmung erhielten die Wis-
senschafter vom Verkehrsclub Ös-
terreich (VCÖ) sowie Klimaakti-
visten wie der „Letzten Generati-
on“ oder Umweltschutzorganisati-
onen wie Global 2000. Der
ÖAMTC ist weiter gegen gesetz-
lich verordnete Tempolimits und
setzt auf Überzeugungsarbeit.

Klimaschutz- und Verkehrsmi-
nisterin Leonore Gewessler (Grü-
ne) hat im Sommer einem niedri-
geren Tempolimit zwar eine Absa-
ge erteilt, hält es jedoch prinzipi-
ell für sinnvoll. Dabei blieb das
Ministerium auch am Mittwoch in
einer Stellungnahme. „Geringes
Tempo führt zu weniger Verkehrs-
toten, verursacht weniger klima-
schädliche Emissionen und spart
durch den geringeren Treibstoff-
verbrauch auch Geld. Es gibt je-
doch für eine gesetzliche Ände-
rung der Höchstgeschwindigkei-
ten im Nationalrat keine Mehr-
heit. ÖVP, SPÖ, FPÖ und Neos ha-
ben sich dagegen ausgesprochen.
Das ist in unserer Demokratie
selbstverständlich zu akzeptie-
ren“, hieß es aus dem Ministeri-
um. Zeitgleich wurde jedoch ap-
pelliert, langsamer zu fahren.

Seit Jahren weist auch das Um-
weltbundesamt darauf hin, dass
eine Reduktion der Geschwindig-
keit sinnvoll sei. Gegenüber der
„Wiener Zeitung“ rechnete Gün-
ther Lichtblau, Klimaexperte im
Umweltbundesamt, im Juli vor,

V

dass bei Tempo 100 statt wie der-
zeit 130 auf der Autobahn rund
23 Prozent an Sprit eingespart
werden können.

Der ÖAMTC verwies nun dar-
auf, dass Tempo 130 in der EU
keine Ausnahme, sondern die Re-
gel sei. Für die EU stimmt das, bei
der Betrachtung von Gesamteuro-
pa wird aber klar, dass die skan-
dinavischen Länder, die auch
deutlich weniger Verkehrstote
aufweisen, geringere Tempolimits
haben. Die niedrigste Anzahl an
Verkehrstoten pro Million Einwoh-
nerinnen und Einwohner hat in
Europa Norwegen mit 15, berich-

tete der VCÖ unter Berufung auf
Daten des European Traffic Safety
Council von 2021. In Norwegen
gilt eine Begrenzung von 100
Stundenkilometern, in Schweden
von 110 km/h.

Schweizer votierten gegen
höhere Tempolimits

In der Schweiz gilt seit den
1980er-Jahren auf Autobahnen ei-
ne Geschwindigkeitsbegrenzung
von 120 km/h und auf Überland-
straßen, auf denen in Österreich
Tempo 100 gilt, ist in der Schweiz
bei 80 km/h Schluss. Im Jahr
1989 war eine Volksabstimmung,

die eine Angleichung an die Rege-
lung in Österreich zum Ziel hatte,
sehr klar gescheitert. Nur 38 Pro-
zent der abstimmenden Schweize-
rinnen und Schweizer votierten
damals für höhere Geschwindig-
keitslimits.

In ihrem Schreiben der Leite-
rinnen und Leiter von Verkehrsin-
stituten der Technischen Universi-
tät (TU) Wien, der Universität für
Bodenkultur (Boku) Wien und der
Uni Innsbruck, betonen die Wis-
senschafter, dass eine Senkung
der zulässigen Höchstgeschwin-
digkeiten die effizienteste Maß-
nahme zur Reduktion verkehrsbe-
dingter Treibhausgasemissionen
sei. Außerdem es sei es die wir-
kungsvollste Maßnahme zur Re-
duktion der Zahl der Verletzten
und Getöteten im Straßenverkehr
und eine der effektivsten Maß-
nahmen zur Reduktion der Ab-
hängigkeit von fossilen Treibstof-
fen. Das sei „wissenschaftlich
zweifelsfrei nachgewiesen“, heißt
es in dem offenen Brief.

Dieser ist auch an den Natio-
nalrat und die Bundesländer ge-
richtet und wurde von Günter Em-
berger (Forschungsbereich Ver-
kehrsplanung und Verkehrstech-
nik, TU Wien), Martin Berger
(Forschungsbereich Verkehrssys-
templanung, TU Wien), Astrid
Gühnemann (Institut für Ver-
kehrswesen, Boku) und Markus
Mailer (Arbeitsbereich Intelligen-
te Verkehrssysteme, Universität
Innsbruck) initiiert.

Die Wissenschafter fordern ei-
ne Ausweitung der Kontrolldichte,
damit zulässige Höchstgeschwin-
digkeiten eingehalten werden, ei-
ne Reduktion der Messtoleranzen
bei Radarkontrollen auf das tech-
nisch notwendige Minimum, eine
Abschaffung der bundesländer-
spezifischen „Straftoleranzen“ so-
wie eine bundesweite Vereinheit-
lichung der Strafhöhen und deren
Anhebung, „um die präventive
Wirkung zu erhöhen“. ■

Nutzen geringerer Tempolimits
„wissenschaftlich nachgewiesen“
Leiter der Verkehrsinstitute der TU Wien, Boku und Uni Innsbruck verfassten offenen Brief.
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Die Armutskonferenz hat am
Mittwoch auf Lücken in der neuen
Sozialhilfe hingewiesen. Ziel ei-
nes modernen sozialen Netzes
sollte sein, „dass es Grundrechte
statt Almosen“ gibt, sagte Ar-
mutsexperte Martin Schenk von
der Diakonie Österreich bei einer
Pressekonferenz in Wien. Die So-
zialhilfe versage in der Krise, so
die Botschaft. In insgesamt 19
Punkten werden Reformen vorge-
schlagen, allen voran im Bereich
des Wohnbedarfs.

Das neue Sozialhilfegesetz, das
mittlerweile von sieben der neun
Bundesländern umgesetzt worden
sei (nur in Wien und Tirol gilt
noch die alte Mindestsicherung),
führe zu einer Ausbreitung der
Not. „Wer von der Teuerung
spricht, darf jedenfalls zur
schlechten Sozialhilfe nicht
schweigen“, sagte Schenk.

In Niederösterreich wurden
Anfang Dezember neue Bestim-
mungen erlassen, um Probleme
zu beheben, die Menschen mit Be-

hinderungen (und Angehörige)
betroffen haben. Doch auch diese
Reparatur hat, wie die „Wiener
Zeitung“ berichtete, nicht alle
Schwachstellen behoben. So soll
auch das neue Gesetz für Unge-
rechtigkeiten, Bezugsstreichun-
gen und -kürzungen sorgen, wenn
Menschen mit Behinderung im
selben Haushalt wie ihre Familie
leben und volljährig sind.

Wohnkosten zu niedrig
Damit auch Eltern von erwachse-
nen Kindern mit Behinderung
den vorgesehenen Zuschlag für
Alleinerhalter bekommen, wäre
eine erneute Adaptierung der Be-
stimmung nötig, erklärte Jelena
Marijan-Lueger, Juristin beim „So-
zialRechtsNetz“. „Sobald das 18.
Lebensjahr erreicht wird, wird
der Zuschlag nicht mehr gewährt,
obwohl sich ja nichts ändert für
die Familie“, erklärt Bühler.

Doch es gibt auch andere
Schwächen, wie die Armutskonfe-
renz berichtet, insbesondere die

Wohnkosten seien ein Problem.
Norbert Krammer vom „Vertre-
tungsNetz“ führte aus, dass die
Höchstsätze zur Abdeckung des
Wohnbedarfs „viel zu niedrig“ be-
messen seien. Der Wohnanteil für
alleinstehende Menschen betrage
etwa in Salzburg 660 Euro – für
eine kleine Wohnung zahle man
aber im österreichweiten Durch-
schnitt bereits 588 Miete pro Mo-
nat inklusive Betriebskosten. Hier
sind allerdings die Kosten für Hei-
zung, Strom und Hausrat noch
nicht miteingerechnet. „Man
merkt schnell, das geht sich nicht
aus.“ Die Folge sei, dass die Be-
troffenen auch Mittel zur De-
ckung der Wohnkosten verwen-
den müssen, die eigentlich zur
Bestreitung des allgemeinen Le-
bensunterhalts gedacht sind.

„Die Absicherung in Notlagen
funktioniert nicht mehr“, so
Krammer. Diverse Einmalzahlun-
gen und Teuerungs-Ausgleiche
seien lediglich ein „Tropfen auf
den heißen Stein“. ■

Schwächen bei Sozialhilfe
Armutskonferenz fordert Verbesserungen bei Umsetzung in den Ländern.

Krebstherapie. Österreich liegt
bei den Pro-Kopf-Ausgaben für die
Krebsversorgung im EU-Spitzen-
feld. Deutschland und die Nieder-
lande hatten 2018 jeweils 524 Eu-
ro pro Kopf an Gesamtkosten für
Krebs aufgewendet und damit am
meisten aller Mitgliedsländer. Ös-
terreich lag mit 440 Euro pro
Kopf ebenfalls deutlich über dem
EU-Schnitt von 326 Euro, teilte
die OECD am Mittwoch mit.

Gesamtschule. Das Land Vorarl-
berg will in Sachen Gemeinsamer
Schule der 10- bis 14-Jährigen ei-
nen neuen Anlauf nehmen. Das
hat Schullandesrätin Barbara
Schöbi-Fink (ÖVP) am Mittwoch
im Rahmen der „Aktuellen Stun-
de“ des Landtags angekündigt.
Man werde in den nächsten Wo-
chen einen „neuen Prozess“ star-
ten und „einen Sprengel einladen,
sich auf den Weg zu machen“,
sagte Schöbi-Fink.

Eurofighter.  Die Wirtschafts- und
Korruptionsstaatsanwaltschaft
hat im Prozess um die Briefkas-
tenfirma „City Chambers“ ihre
Nichtigkeitsbeschwerde zurück-
gezogen. Somit sind die Freisprü-
che von Ende Juni 2022 für beide
Angeklagten rechtskräftig.

ÖH. Die Vorsitzende der Österrei-
chischen HochschülerInnenschaft
(ÖH), Keya Baier, darf ihre Nomi-
nierung in den Universitätsrat
der Uni Salzburg doch nicht an-
treten. Grund ist eine Unverein-
barkeit mit diversen Funktionen
bei den Grünen und Alternativen
StudentInnen (Gras). Das Univer-
sitätsgesetz schließt Funktionäre
politischer Parteien von einer Mit-
gliedschaft in einem Uni-Rat aus.
Die Regierung nominierte statt-
dessen Gabriele Ambros, die Prä-
sidentin der Forschung Austria.

Erratum. In der Ausgabe vom
Dienstag unterlief uns ein Fehler
im Bericht über den Nationalrat.
Neos-Abgeordnete Karin Doppel-
bauer sprach von einem „populis-
tischen Bauchfleck“, bezog sich
damit aber auf die Dringliche An-
frage der SPÖ, nicht auf deren Be-
antwortung durch Finanzminister
Magnus Brunner. Dies war falsch
wiedergegeben. Wir bitten, diesen
Fehler zu entschuldigen.

Kurz notiert

Am Mittwoch haben die ersten
Gespräche von Landeshauptfrau
Johanna Mikl-Leitner (ÖVP) mit
den Spitzen der anderen Parteien
nach der niederösterreichischen
Landtagswahl begonnen. Den An-
fang machte der designierte SPÖ-
Landesparteichef Sven Hergovich.
„Es war ein gutes erstes Ge-
spräch“, teilte ein Sprecher von
Mikl-Leitner auf Anfrage der APA
mit. Am Nachmittag waren Tref-
fen mit FPÖ-Landesparteichef Udo
Landbauer, Grünen-Landesspre-
cherin Helga Krismer und Neos-
Landeschefin Indra Collini ge-
plant.

„Jetzt beginnt die Aktion ,Grä-
ben zuschütten‘“, hieß es im Vor-
feld der Gespräche aus dem Büro
der Landeshauptfrau. Es gehe dar-
um, gegenseitiges Vertrauen wie-
der aufzubauen. Stellungnahmen
rund um die Gespräche waren
nicht geplant. Es gehe um eine

erste Analyse, wie eine Zusam-
menarbeit ausschauen könnte,
wurde mitgeteilt. Auch mit den
Neos sollte ein Termin bereits am
Mittwoch stattfinden.

Erste Verhandlungen sollen
nach Angaben der Volkspartei
Mitte Februar beginnen. Auf
ÖVP-Seite wird der scheidende
Klubobmann Klaus Schneeberger
die Gespräche führen.

Die ÖVP hat nicht nur ihre
Mehrheit im Landtag, sondern
auch in der Landesregierung ver-
loren. Da die Neos und Grüne
aber aufgrund des Proporzes
nicht in der Regierung vertreten
sind, kommt eine Koalition mit
diesen Parteien (wie in Salzburg)
nicht in Frage, auch wenn es eine
Mehrheit im Landtag gäbe. Die
FPÖ hat die SPÖ am Sonntag
überholt und stellt künftig, unab-
hängig von einer Koalition, den
Landeshauptfrau-Stellvertreter. ■

NÖ-Wahl: Mikl-Leitner
führte erste Gespräche

Neuer SPÖ-Chef Hergovich war erster Gast im Landhaus.


